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Kleine Anfrage 
 

der Abgeordneten Uli König, Dr. Patrick Breyer und Wolfgang Dudda 
(PIRATEN) 
 

und 
 

Antwort 
 

der Landesregierung - Ministerin für Justiz, Kultur und Europa 
 

Nachfrage zu Ortung von Bürgern durch nicht individualisierte Funkzellenab-
fragen in Schleswig-Holstein: 
Aufgeklärte Fälle durch Funkzellenabfragen 

 
 
Vorbemerkung der Antragssteller: 
Es wird darum gebeten, je Verfahren / Verurteilung die hierfür durchgeführten Funk-
zellenabfragen unter Referenzierung auf die jeweilige Antwort in der großen Anfrage 
(unter Angabe der Staatsanwaltschaft, Jahr und Nummer in der Tabelle) sowie die 
weiteren Antworten darzustellen. Soweit eine tabellarische Beantwortung möglich ist, 
wird darum gebeten. Auf die Einhaltung der Beantwortungsfrist wird zu Gunsten ei-
ner vollständigen Beantwortung verzichtet. Eine Mitteilung über den ungefähren Zeit-
bedarf wird erbeten. 
 
1. Wann wurden die in der Antwort der Landesregierung auf die Fragen Nr. 13, 
14 der Großen Anfrage der Piratenfraktion „Ortung von Bürgern durch nicht-
individualisierte Funkzellenabfragen in Schleswig-Holstein“ (Drs. 18/1021, 18/244) 
mitgeteilten Funkzellenabfragen jeweils durchgeführt? 
 
Antwort zu Frage 1.: 
 
Die jeweiligen Funkzellenabfragen wurden im Zeitraum 2009 bis 2012 durchgeführt. 
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2. Unter welchen Voraussetzungen hat die Landesregierung ein Verfahren als 
aufgeklärt i.S.d. Frage Nr. 13 angesehen? 
 
Antwort zu Frage 2.: 
 
Die Landesregierung trifft keine Entscheidung darüber, ob ein Verfahren als aufge-
klärt gilt oder nicht. Diese Entscheidung treffen die unabhängigen Gerichte im Rah-
men des Strafprozesses.  
 
 
3. Wegen welcher Anlassstraftaten wurden die einzelnen Funkzellenabfragen 
jeweils durchgeführt? 
 
Antwort zu Frage 3.: 
 
Die jeweiligen Anlassstraftaten sind der Antwort der Landesregierung auf  
Frage 7 zur Landtagsdrucksache 18/1021 zu entnehmen. Darüber hinaus liegen der 
Landesregierung keine statistischen Erhebungen im Sinne der Fragestellung vor. 
 
 
4. Wegen welcher Straftatbestände erfolgte jeweils die Verurteilung in den Ver-
fahren, die in der Antwort auf Frage 14 genannt werden?  
 
Antwort zu Frage 4.: 
 
Über die jeweils einzelnen Verfahren liegen der Landesregierung keine statistischen 
Erhebungen im Sinne der Fragestellung vor. 
 
 
5. Wurden die in den Jahren 2009-2012 durchgeführten Funkzellenabfragen von 
einem Gericht als rechtswidrig erachtet?  
 
Antwort zu Frage 5.: 
 
Grundsätzlich entscheidet ein Gericht in richterlicher Unabhängigkeit über die Anord-
nung einer Funkzellenabfrage nach § 100g Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 100b 
Absatz 1 Satz 1 StPO. Besteht „Gefahr im Verzug“ ergeht eine Eilanordnung der 
Staatsanwaltschaft nach § 100g Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 100b Absatz 2 
Satz 2 StPO, die im Anschluss richterlich bestätigt wird. Insoweit wird auch auf die 
Antwort zu Frage 16 der Landtagsdrucksache 18/1021 verwiesen. Der Landesregie-
rung liegen darüber hinaus keine Erkenntnisse über nachträgliche gerichtliche Ent-
scheidungen in Bezug auf eine etwaige Rechtswidrigkeit einer durchgeführten Funk-
zellenabfrage vor. 
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6. Wurde das Ergebnis der in der Antwort auf Frage 14 genannten Funkzellenab-
fragen jeweils durch die Gerichte als Beweis verwertet, in anderer Form verwertet, 
erbrachten sie neue Ermittlungsansätze oder aus welchem sonstigen Grund wurden 
die Funkzellenabfragen als kausal für die Verurteilung bewertet? 
 
Antwort zu Frage 6.: 
 
Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Im Übrigen wird auf die 
Antworten der Landesregierung zu den Fragen 14 und 15 der Landtagsdrucksache 
18/1021 verwiesen. 
 
 
7. Es wird darum gebeten, sämtliche Gerichtsentscheidungen, in die Erkenntnis-
se aus den mitgeteilten Funkzellenabfragen eingeflossen sind, anonymisiert der 
Antwort beizufügen. 
 
Antwort zu Frage 7.: 
 
Die Entscheidungen der Gerichte liegen der Landesregierung nicht vor.  
 


